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2o österreichischer Juristentag

Vizebürgermeister Mandl begrüßte die Tagungsteilnehmer

17 . Juni ( BK ) Vom 17 . bis 20 . Juni findet in Wien der
2 . Österreichische Juristentag statt , bei dem hervorragende Ver¬
treter des österreichischen Rechtslebens über wichtige Probleme
des öffentlichen Rechts und des Privatrechts referieren werden.

Bei der festlichen Eröffnungssitzung im Großen Musikvereins¬
saal hielt Vizebürgermeister Mandl in Vertretung von Bürger¬
meister Jonas eine Begrüßungsrede , in der er ausführte;

"Wenn ich hier in Vertretung des Bürgermeisters der Stadt
dien , der sich entschuldigen läßt , weil er unerwartet an einer
Tagung in Villach teilnehmen muß , das Wort zur Begrüßung des
2 . Österreichischen Juristentages ergreife , so spreche ich als
Laie vor einer Versammlung von Juristen.

Ich möchte die Gelegenheit benützen , um Ihnen zu sagen , daß
ich den größten Respekt vor der Fachgelehrsamkeit der Juristen
empfinde , mit denen ich tagtäglich in der Verwaltung der Gemeinde
tien zusammenzuarbeiten habe . Aber nicht etwa deshalb , um mit
Nestroy zu sprechen , ' weil er uns sonst niederhaut , preisen wir
icn alle laut f

, sondern weil die Probleme des Rechts uns alle an-
- ^ hen . Bas merken erst viele , wenn ein Gewaltregime die von uns
-ür selbstverständlich gehaltenen Garantien des Rechtsstaats be¬
seitigt , wenn jedermann ohne Rechtsverfahren seiner persönlichen
r ^ iheit , seiner Menschenrechte beraubt und uhmenschlich gepeinigt
r öen kann , wenn statt des geltenden Rechts der Wille eines

Diktators entscheidet.
Aber auch in normalen Zeiten ist der Nichtjurist an den Ge-

Zen und Vorschriften interessiert , die sein Leben regeln . Un-
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Kenntnis des Gesetzes schützt bekanntlich nicht vor Strafe und

auch sonst gelten in verschiedenen Rechtsgebieten eine Unzahl Be¬

stimmungen ganz unabhängig davon s ob wir sie kennen oder auch nur
in der Lage sind , sie kennenzulernen . Dem Laien ist es oft sehr
schwer , sich über ein Problem zu orientieren , das ihn interessiert.
Die großen Kodifikationen am Beginn des 19 . Jahrhunderts bemühten
sich um eine möglichst klare Sprache , die jedermann verständlich
sein sollte . Las Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch konnte auch
von Rieht Juristen verstanden werden . Lie vielen späteren Regelungen
einzelner Materien , die Novellen einzelner Paragraphen , die nur
aus einer bestimmten Gelegenheit hervorgegangenen Zusätze haben
die ursprüngliche Klarheit verwischt , sodaß der Laie heute die
Sprache de r Juristen fast als etwas fremdes und oftmals Unver¬
ständliches empfindet.

vor der Jurisprudenz

Ich habe in meiner fünfzehnjährigen Amtstätigkeit schon
mancherlei von der Juristerei gelernt und mein Respekt vor der
Jurisprudenz ist in dieser Zeit mächtig gewachsen . Ich habe auch
verstehen gelernt , daß man als Vertreter eines Amtes auch bei.
bestem Rillen manchmal nicht höflich sein kann , selbst wenn man
-mll , und jemanden mitunter vorladen muß , auch wenn man ihn nur
einladen will , einem anderen in behördlich strengen Worten Auf¬
träge erteilt , obwohl es in Wahrheit um das Interesse des Beauf¬
tragten geht . Vor der Strenge des Rechtes und der rechtlichen
Formulierungen können eben die üblichen Formeln der Höflichkeit
nicht immer bestehen.

Das Leben unserer Zeit ist kompliziert geworden , wie kaum je
ZUV0

^
' Wir sch ließen Verträge , Versicherungen , stoßen auf Schritt

und Tritt auf Gesetze , Verordnungen , wir bewegen uns in einem
Dschungel voll Gefahren sträflichen Handelns . Wenn dann noch die

^
echtsauffassungen einander widersprechend sind , dann verliert

Reg
StaatSbUrSGr den Boden unter den Füßen und das Vertrauen zum

aat , dei gesunden und fortschrittlichen Verwaltung wirdJede Tätigkeit erschwert.

^ ^

Sj. na jedenfalls große Aufgaben für den Juristen vor-*** Gn ’ lns h es ° ndere für den , der die Zukunft plant , wie man es
eir,em Juristentag erwartet.
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Wenn ich in diesem Zusammenhang noch auf ein Besonderes

Verdienst unseres Vaterlandes hinweisen darf , so möchte ich die

Tätigkeit der österreichischen Strafrechtskommission hervor-

beben . Hier zeigt es sich , daß weltanschauliche Gegensätze nicht

unüberbrückbar sind und daß fruchtbare Arbeit durch die Fach—

Juristen geleistet wird . Baß durch diese Bemühung und ähnliche

Reformen , so zum Beispiel die Erneuerung des Gerneinderechtes,

wieder übersichtliche und auch dem Laien verständliche einheit¬

liche Zusammenfassungen der Gesetzgebung auf den verschiedenen

Sparten geschaffen werden , ist ein Herzenswunsch der Bevölke¬

rung , der wir ja letztlich alle dienen wollen.

Ben Beratungen des 2 . Österreichischen Juristentages wünsche

ich namens der Stadt Wien den größten Erfolg ! ”

60 . Geburtstag von Karl Fellinger

17 . Juni ( RK ) Am 19 - Juni vollendet der Internist Univ . -

Prof . Br . Karl Fellinger das 60 . Lebensjahr.
Er wurde in Linz geboren , studierte an der Wiener Universität

Medizin und habilitierte sich 1937 für innere Medizin . Gleich¬

zeitig übernahm er die Leitung der Stoffwechselabteilung des

Krankenhauses Lainz . Bas Jahr 1938 brachte ihm die Entlassung aus
dem städtischen Bienst und die . Entziehung der Lehrbefugnis . 1945
übernahm er die interne Abteilung der Poliklinik , 1946 die II . Medi¬

zinische Universitätsklinik . In dem Institut wurde eine eigene
Isotopenstation eingerichtet und ein Elektronenmikroskop aufge¬
stellt . Prof . Fellinger genießt als Arzt internationalen Ruf . Auch
als wissenschaftlicher Autor ist er intensiv tätig . Bereits 1937
veröffentlichte er mit seinem Lehrer Jagic ein Lehrbuch der

Endokrinologie . Sein Hauptwerk ist das umfassende " Lehrbuch der
inneren Medizin ” , das 1952 in zwei Bänden erschien . Karl Fellinger,
der seit 1946 Mitglied des obersten Sanitätsrates ist , war im

Studienjahr 1950/51 Bekan der Medizinischen Fakultät.
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Europa- Ge sprach 1964:
" Halbzeit der europäischen Integration"

las Referat von Bundesminiter Dr . Fritz Bock

17 . Juni ( SK ) Am heutigen zweiten Tag des Europa - Gesprächs hielt
am Vormittag der österreichische Bundesminister für Handel und
Wiederaufbau , Dr « Fritz Bock , ein Referat über das Thema " Halbzeit
der europäischen Integration " . Der Referent führte unter anderem
aus:

Der Titel meines Referates " Halbzeit der europäischen Inte¬
gration " wurde mit meinem Einverständnis gewählt . Ich betone dies
ausdrücklich , weil ich diesen Titel gleich kritisieren möchte.
Der SportJargon läßt sich nun einmal nicht ohne weiteres auf die
Entwicklung weltweiter Probleme anwenden , wenn wir uns auch oft
wünschen , daß wir die zahlreichen offenen Probleme Jeweils in zwei
Halbzeiten lösen könnten . Es ist aber nun einmal so , daß inter¬
nationale Probleme eine gewisse , meist sehr lange Zeit brauchen,
bis sie zu ihrer Lösung heranreifen . Dies zeigt sich besonders
deutlich bei den europäischen Integrationsbestrebungen , und die
engeduld , von der alle erfaßt sind - eines deh Merkmale der zweiten
Hälfte des 20 . Jahrhunderts •? hat oft schon manche Lösung verhindert,
anstatt sie zu beschleunigen oder überhaupt möglich zu machen . Be¬
sonders dann , wenn es sich um internationale Wirtschaftsprobleme
handelt , sollten wir dem Faktor Zeit mehr Bedeutung einräumen , als
lkir dies gemeiniglich zu tun gewöhnt sind.

Gie immerwährende Neutralität Österreichs verpflichtet es , seine

^

'
bereits in Friedenszeiten stets so zu führen , daß an Seiner

chloSteilheit und der ihm gegebenen Möglichkeit , in Kriegszeiten
rzu bleiben , niemals ein Zweifel bestehen kann . Wenn ich

l6r betone ? baß die Neutralität eine Voraussetzung für die Er-

der
^ Un^ ^ 6S ^ baabsver ^ rp S e s war , so mu ' ich außerdem hinzufügen , daß

^
br - bitätspolitische Status auch restlos den Auffassungen des

österreichischen Volkes entspricht , das weiß , daß Österreich in
geographischen Situation gar nicht anders als neutral sein kann.

Verpfi •

^ ^" eSen ^ runc ^ ba -z’en aus ebend , ist es die selbstverständliche
chtung Österreichs , seinen würtschaftlichen Platz in Europa
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zu suc i].en . So haben wir mit gro : em Interesse und aktiver Teilnahme

oiie wirtschaftlichen Integrationsbemühungen in Europa seit 1945

verfolgt.
Sie alle kennen die Stufen der europäischen Wirtschaftsintegration*

4ls eine Vorstufe zur europäischen Wirtschaftsintegration ist zunächst

der Msrshallplan zu erwähnen , der die daran teilnehmenden Staaten

dazu verhalten hat , bestimmte , sich daraus ergebende Wirtschafts¬

probleme nach gemeinsamen Grundsätzen zu lösen.

Der erste organisatorische Niederschlag in der europäischen
Integrationsentwicklung fand sich sodann in ' der Unterzeichnung der

CEEC - Konvention am 16 . April 1948 . Die OEEC war eine wichtige Ent¬

wicklungsstufe zur europäischen Integration . Sie ist selbst noch
kein Teil derselben , weil mit dem Grundgedanken der OEEC , nämlich
der Förderung der wirtschaftlichen Kooperation durch Liberalisierung
des Handelsverkehrs , allein noch kein vollgültiges Integrationselement
geschaffen wurde . Aber allein das Bekenntnis zur Wiederherstellung der

Freizügigkeit des internationalen Warenverkehrs war an sich , schon
eine Großtat . Dies umsomehr , wenn man bedenkt , daß nach dem Ersten
Weltkrieg gerade die gegenteilige Tendenz , nämlich das Streben nach
wirtschaftlicher Autonomie und Autarkie , vorherrschend war . Man
ssgt , daß die Völker aus der Geschichte noch nie etwas gelernt hätten.
Ich glaube , der Gedanke der Liberalisierung des Handelsverkehrs
nccu dem Zweiten Weltkrieg war das Ergebnis der Fehlleistung nach
lern Ersten Weltkrieg.

lüe Leistung der OEEC mit ihrem Liberalisierungskodex darf nicht
unterschätzt werden . Auch die Organisationsform der OEEC muß hier
erwähnt werden . Es war ein Forum , in dem alle , ob groß ob klein,
ö -naß Artikel 14 der Konvention die gleiche Stimme hatten . Daß ein
scuches Forum sicherlich in seiner Funktionsfähigkeit etwas schwer¬
mütig ist , w ^ il Beschlüsse nur _ einstimmig Zustandekommen können , ist
selbstverständlich . Andererseits ist solchen , schließlich und endlich
°C ümer wieder zustandegekommenen Beschlüssen kraft ihrer Ein-
üru 5keit ein besonderes Gewicht beizumesssen . Daß die kleinen

° 'Jen ^ en ümstimmigkeitsprinzip internationaler Organisationen
e" e Bedeutung beimessen , braucht auch nicht weiter betont

^
~~ w'en * Aber auch für Großmächte bedeutet die Einstimmigkeit
- Hctionaler Beschlüsse ein nicht zu unterschätzendes Element.

Jäher h - t e s , als wir in Uhrenseal ara Quai d ' Orsey em
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14 . Dezember I960 die alte OEEC zu Grabe trugen , um ihr Stiefkind,
die neue OECD £ us der Taufe zu heben , niemanden am Verhandlungstisch
gegeben , der nicht namens seiner Regierung der alten OEEC einen
warmen Nachruf gehalten hatte . Wenn ich eben jetzt selbst der alten
OEEC so viel Anerkennung gezollt habe , so muß freilich auch ob¬
jektiverweise festgestellt werden , daß mit der Durchführung einer
fast lOOprozentigen Liberalisierung in den OEEC - Staaten die Auf¬
gabe dieser Organisation auch praktisch erfüllt wer . Die neue
OECD wird es mangels eines konkreten Auftrages schwer haben , ihren
Platz in der Geschichte dieser Zeit zu finden . Sie ist ein sicherlich
wertvolles Diskussions — und Beratungsforum , dem aber mangels
einer entsprechenden Konstitution die Kompetenz für bindende Be¬
schlüsse in Wirklichkeit fehlt.

In der Betrachtung der europäischen Integrationsstufen ist als
nächstes die Erklärung des französischen Außenministers Schumann
vom 9 . Mai 1950 , betreffend einen Pool der deutschen und französischen
Stahlindustrie , zu nennen . Rund ein Jahr später , am 18 . April 1951,
erfolgte sodann die Unterzeichnung des Montan - Union - Vertrages.

Immer mehr setzt sich von nun an in den sechs westeuropäischen
otaeten der Gedanke einer echten wirtschaftlichen und umfassenden

P rc .tion durch , ms sollte nicht vergessen werden , daß schon der

weiüt tnbt; ridis ? .
he 4 u k nminister Beyen im Jallre 1953 Vorschläge

m Mesü ™ «! 'ais °^len Zollunion gemacht hat, . 1955 geht die Konferenzm Messina uher die - ■europäische Bühne und ihr fidlrhall ist nicht
bto vU

a
i

S
»«

lhr tet
f onischer Vorläufer , nur mit dem Unterschied , daß das 3rd-

,
l6ßeLna lm J ahre 1908 Tod und Verderben , die Konferenz von

^

^ ^ >- r einen neuen Anfang für die europäische Zusammenarbeit

^
'Chte

;
^ KarE ! 957 wird in der Ewigen Stadt der EWG- Vertrag

•
f

e ^-chnet und am 1 * Jänner 1956 tritt die Europäische Wirt-

nnd i
S ^ ene ^nsc ^ a ^ ^ an A ?aft . Sie ist eine echte , in die Breite

’~ ^ e Gehende Integration , indem . sie alle Bereiche der

W - ! Umfaßt und sie einer mit Supranationalität ausgestatteten-stitution unterstellt.

N ^ an^
Ur°PaiSChe Wirtschafts £ emeinsch ; ft ist ein Faktum geworden,

gVQ
ZUP Kenntnis nehmen muß . Auch für die Oststaaten , die heute

drückt
~

'
C ^ aner hennen , ist die Stunde der Anerkenntnis nahe-

ler Sech
^ ^ ^ rZe ward es nicht mehr möglich sein , mit einem

c s separat einen Handelsvertrag zu schließen . Wer künftig mit

. A
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Westeuropa Handel breit en will , wird Brüssel zur Kenntnis zu nehmen
haben ! Da den einsichtigen dies jedoch von Anfang an klär war,
traf men sich schon am 19 . Juli 1956 auf dem Boden der OECD in Faris
und installi rte unter dem Vorsitz des britischen Ministers Maudling
jenes Komitee, , das sich zweieinhalb Jahre lang bemühte , eine große
europäische Freihandelszonenorganisation zu schaffen . Am 14 . Novem¬
ber 1958 scheiterten nach einer vertraulichen Sitzung auf Minister¬
ebene diese , Bemühungen.

iilne Konsequenz d. es ocheiterns um die Bemühungen der gesamt¬
europäischen Freihandelszone war der Vertrag von Stockholm,der
an 20 . November 1939 paraphiert und mit d. er Assoziierung Finnlands
im März 1961 ergänzt wurde . Der Grundgedanke des EFTA- Verträges
sar ein zweifacher . Einmal wollten die daran teilnehmenden Staaten, die
nun seitens der EWG bevorstehende zollmäßige Diskriminierung wenig-
stens teilweise durch einen internen Zollabbau ausgleichen ; der zweite
Grundgedanke aber war , eine verstärkte Verhandlungsposition gegen¬
über der EWG zu schaffen . Es heißt diesbezüglich in der Präambel
des EFTA - Vertrages , daß dieser Vertrag ' In der festen Absicht , die
baldige Schärfung einer multilateralen Assoziation zur Beseitigungder Handelsschranken und zur Förderung einer engeren wirtschaftlichen
Zusammenarbeit Aschen den Mitgliedern der Organisation für

päische wirtschaftliche Zusammenarbeit , einschließlich der Mit¬meder der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft , zu erleichtern '
geschlossen wurde.

Zlel wurde ln bescheidenen Umfang erreicht . Bescheiden

i .
fUr österr eich , dessen Exporte nur zu rund 15 Prozent

seh 3 f reiCh der EFTA - Staaten gehen . Das zweite Ziel stellte sichb8ld als unerreichbar heraus.

ZUsteL
V1

? eSUnSene BrÜCkenSChlaS zwi schen EWG und EFTA kam nicht

zeiti ^ p o v,

r :fd :r selten dieselben , Gründe wie für das seiner-

nicht
b

2u
t6rn d ° r Gr0nen Freihandelszone . Solange man sich

*ird , wielr
“ SyStSm m ' t eeiaeinscmen Außenzöllen bekennt , solange

iimd en w .
6 liegen , wahrscheinlich auch keine Lösung ge-

jin eine,,-, y ü k0nnen ‘ Deshalb habe ich schon am 7 . Februar 1962

Vorschläge^ 3
? S “ Brüssel erklärt , daß Österreich bei seinen

nJI ,

eln Arran eement mit der EWG von der Tatsache eines
Außenzolltarifes ausgehen will.
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D? rubsr liinc .us erklärte die österreichische Bundesregierung in einer
Statement am 28 . Juli 1962 , daß sich Österreich grundsätzlich zu
den im Rom—Vertrag niedergelegten Prinzipien , soweit sie mit ihren
staatsvertraglichen Verpflichtungen und mit seinem Status als immer¬
währendes neutrales Land im Einklang stehen , bekennt -. Der -Minister¬
rat der EFTA beschloß in seiner Sitzung vom 31 . Juli 1961 , also
schon eineinhalb Jahre nach Inkrafttreten des EFTA- Vertrages - , die
einzelnen Regierungen der EFTA- Mitgliedstaaten zu ermächtigen , einen
bilateralen Weg zur EWG zu suchen . Die Beitrittsanträge des Ver¬
einigten Königreiches von Dänemark und Norwegen und die Assoziierungs-
anträge o. er drei neutralen Staaten waren die Konsequenz dieser
Entscheidung.

Es war selbstverständlich , daß sich die EWG zuerst dem Hauptpro¬
blem , nämlich dem Beitritt des Vereinigten Königreiches widmete,
die zwischenweiligen Versuche Österreichs und anderer EFTA- Mit-
glieder , ihrerseits bilaterale Gespräche in Gang zu bringen , blieben
auf ° ffizielle Deklarationen , die '

Österreich und Schweden am 28 . Juli
1962 dnd dle Sohweiz im September in Brüssel abgaben , beschränkt.
San vertröstete uns auf den Zeitpunkt des Abschlusses eines Beitritts-
Vertrages mit Großbritannien . Der 14 . Jänner 1963 brachte mit der
ekannten F = riser Pressekonferenz das vorläufige Ende dieser Ver-

fcandiungen mit dem Vereinigten Königreich ; die EFTA - Staaten standen
Sv - it vor der schwerwiegenden Entscheidung , wie sie auf diesen

' 11Sn bedc verten Zusammenbruch reagieren sollten . Die Reaktion

h

"“ 14 • Jänner 1963 war in und außerhalb der EWG allgemein eine
® S W8r nur Österreich , das die Flinte nicht ins Korn

,;on

’

p

S °“
5

ern iQ Ge ° ' ensatz zu seinen EFTA - Freunden auf der Aufnahme

m-aktin
cntlUn,äen nech wie vor testend . Dies wieder löste verschiedene

üe sen
“ lmWrhalb der EFTA ous - Während einige unserer Freunde

»fhrten°
S ei 'relChiS ° hen Schpitt eenz offensichtlich mißbilligten , be-

»endiL . Ö
SrS SenÜgend kühles Blut , um die österreichischen Not-

seine ^ r
ZU VerStehen ' Die österreichische Erklärung , daß

EFTA- pPr,t
Pr & he Ddb Br ässel in voller Offenheit führen und seine

^ üeßli - hV
1311016 ^ dem laufenden lallen wolle , bereinigte

Krsitur/
1686 lm AnfnnS etwas Prekäre Situation . Nach langwierigen

0storis O hen
'
! !

®S sodann im zweiten Halbjahr 196 ? zu den infor-

:n
“ e sprachen , jenem nun bei der EWG schon zur f ’rbung ge-orspiel zu offiziellen Regierungsverhandlungen.

Wordene
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Österreich begrüßte die Art dieser ersten Kontaktnahme , weil sie

, . iden Gesprächspartnern ohne gegenseitige Verpflichtungen die

Möglichkeit bietet , die eigenen ispekte klarzustellen und weil in¬

formatorische Gespräche nie mit einem Zusammenbruch enden können.

7ird ihr Ergebnis als ausreichend angesehen , so kommt es zu offi¬

ziellen Regierungsverhandlungen , ist dies nicht der Pall , so wird

eben so lange auf der info rmatorieohen Basis weitergesprochen , bis

ein genügendes Ergebnis erzielt ist.

Sie kennen das Ergebnis der informatorischen Gespräche $ sie

haben die Gestalt eines von der EWG- Kommission ausgearbeiteten , um¬

fangreichen Berichtes angenommen , der gegenwärtig dem Ministerrat
der EWG vorliegt und die Grundlage für die von Österreich ange¬
strebte Entscheidung bieten soll , nämlich die Ermächtigung der
Brüsseler Kommission zur Aufnahme offizieller Verhandlungen.

Daß es überhaupt soweit kommen konnte , ist wohl hauptsäch¬
lich darauf zurückzuführen , daß Österreich von Anfang an die Grund¬
ideen eines solchen Vertrages mit der EWG vorlegen konnte . Ich
nöchte diese kurz darstellen;

Österreich muß zunächst von der Tatsache « ausgehen,daß es
ütRücksicht auf seinen Neutralitätsstatus nicht Mitglied der Ge¬
meinschaft werden kann . Dies ist sicherlich bedauerlich , denn die
österreichische Wirtschaftskonstruktion vAirde alle Voraussetzungen
Ar die Mitgliedschaft bei der EWG bieten , aber es ist selbstver¬
ständlich , daß die politischen Notwendigkeiten überwiegend Neutrali¬
tät und Staatsvertragsverpflichtungen stellen unübersteigbare Gren-

der österreichischen Außenpolitik dar . Deshalb richtet Öster¬
lich seine Bemühung auf einen Vertrag - wir sprechen von einem
Arrangement mit der EWG - der sich allein auf die Wirtschaftspolitik
bezieht und so weit reichen soll , als dies für eine positive Fort¬
entwicklung der österreichi sehen Wirtschaft unerläßlich ist . Da
u ~ c Hauptschwierigkeit in der zollmäßigen Diskriminierung des
österreichischen Exportes in die EWG zu erblicken ist - schließ-

kaufen uns diese Staaten nicht weniger als 50 Prozent unseres
amtexportes ab - muß der Vertrag also vor allem das Ziel er-
Cu- n , diese Diskriminierung zu beseitigen.
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Dies kann mit Rücksicht auf die GATT - Verpflichtungen und den

Umfang der österreichischen Exporte in die EWG- nicht in einem bloßen

Handelsvertrag geschehen , weil Zollpräferenzen , die ein GATT- Staat
einem anderen einräumt , gleichzeitig allen GATT- Staaten eingeräumt
werden müssen . Die Beseitigung dieses schwerwiegenden Hindernisses
für die österreichische Wirtschaft kann also nur erfolgen , wenn
die Lösung GATT - konform ist , was erreicht werden ! kann,wenn Öster¬
reich den gemeinsamen Außenzolltarif der EWG zu seinem eigenen
macht und die Zwischenzölle zwischen Österreich und der EWG be¬
seitigt werden.

Der zweite Hauptpunkt des von uns angestrebten Arrangements
ergibt sich aus dem ersten . Ich habe schon bei den Eragen der Erei-
handeiszone darauf hingewiesen , daß es nicht bei einem Zollabbau
allein bleiben kann , weil sich daraus wettbewerbsverzerrende Ele¬
mente ergeben müßten . Wir werden daher in unserem Vertrag mit
Brüssel auf eine Harmonisierung jener Elemente der Wirtschafts¬
politik abzielen müssen , die die Wettbewerbsneutralität betreffen.
Dasselbe gilt - und dieses ist das dritte Element unseres Arrange¬
ments mit der EWG - für die österreichische Landwirtschaftspolitik,
Aren Marktordnung jener , die es vielleicht einmal gemeinschaft¬
lich in der EWG geben wird , angepaßt werden muß.

Dies ist im wesentlichen , was wir uns von unserem Arrangement
21 t der EWG vorstellen . Daraus ergeben sich natürlich weitere Pro¬
bleme . Die zwei wichtigsten sind folgendes

Einmal muß Österreich Vorsorgen , daß seine Wirtschaftsbeziehun-
6 - n mit der übrigen Welt darunter keinen Schaden leiden . Um es
konkret zu sagen : Österreichs Wirtschaftsbeziehungen mit den Ost-
staaten dürfen durch den Vertrag mit Brüssel keinen Schaden er-
1 -ü .en . Für die Aufrechterhaltung unserer Ex- und Importkontin-

^

^ mit diesen Staaten muß und wird vorgesorgt werden . In Brüsse-
Sicht ist dies zwar eine Schwierigkeit , in Österreichs Sichtlst es keine.
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Man braucht sich nur die Mühe zu nehmen , diese Kontingente genau
durchzuprüfen , dann wird man feststellen , daß sie ausschließlich auf

den österreichischen Bedarf abgestellt sind und im übrigen zu einem

wesentlichen Teil solche Rohprodukte umfassen die sowieso mit keinem
Einfuhrzoll belastet sind . Im übrigen ist die Gesamtquantität der

österreichischen Gstimporte , gemessen an dem Händelsvolumen der
SWG- Staaten so unbedeutend , daß sie in Brüsseler Sicht als echte

quantite negligeable angesehen werden muß.
Die zweite Schwierigkeit ergibt sich aus der straffen Organi¬

ss tion innerhalb der EWG , die es von ihrem Standpunkt als schwierig
betrachtet , wenn Österreich sich den künftigen Entscheidungen
Erüssels nicht unterwerfen kann , sondern in solchen Belangen durch
eigene Gesetzgebung autonom entscheiden muß . Es ist das TransfOr¬
nat ionsproblem künftiger Maßnahmen , innerhalb der EWG , die auch von
Österreich getroffen werden müssen . Aber auch dieses Problem ist
lösbar.

Zunächst können wir auf dem so wichtigen Zollsektor der EWG
dieselbe Lösung anbieten , die wir gegenüber der EFTA haben . Was die
übrigen Gebiete betrifft , so ist es klar , daß eine nachfolgende,
autonome österreichische Regelung meistens nur im österreichischen
Interesse gelegen sein und daher getroffen werden wird ; und in
übrigen pflegt Österreich seine Verträge nur bonafide abzuschließen.
Ir erwarten von unseren Vertragsfreunden , daß man uns dies auch

in Zukunft zubilligt.
Lin solcher Vertrag wird also in keiner Welse das Neutralitäts¬

problem oo. er die Staatsvertragsverpflichtungen berühren . Wir können
0S ciaher auch nicht akzeptieren , wenn dies irgend jemand be¬
hauptet . ms ist auch völlig sinnwidrig , zu behaupten , daß ein
>mrungement mit der EW7G Österreich unter den Einfluß der Politik

1

1Tles "
bestimmten Staates brächte . Gerade das Gegenteil ist richtig.

enn Österreich mit einem solchen Arrangement mit der EWG seine Wirt-
SCil? f t in Ordnung halten und weiter entwicklen kann , schaltet es

die bilaterale Einflußnahme eines jeden Drittstaates erst

.
~ cUs * ^aS österreichische Parlament und die Bundesregierung

^
ssan selbst sehr genau die österreichische Neutralität zu de-

wi
~ IVn und die sich daraus ergebenden Verpflichtungen einzuhalten;

nwäaisn es daher jedermann , uns bezüglich unserer Neutralität
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Vorschriften zu machen . Baß die Sicherung der österreichischen

Wirtschaft aber keinerlei Staatsvertragsverpflichtung berührt,
ergibt sich ganz von selbst.

Wenn ich vorhin ausführte , daß das wichtigste Wirtschafts¬

problem des Tages die zollmäßige Diskriminierung ist , so ist die
Beseitigung dieses Übelstandes natürlich nicht der einzige Grund
unserer Bemühungen in Brüssel . Hinter diesen Problemen steht ein
größerer Zusammenhang . Er ergibt sich aus der Tatsache , daß
kleine , autonome Volkswirtschaften keine ZukunftsChancen mehr
haben.

Die Tendenz zum größeren Wirtschaftsraum wird seit 1945
deutlich ; Montan - Union , Gemeinsamer Markt , EETA und C0MECC5, sind
ihre Beweise . Die Tendenz zur Sprengung der nationalen Wirt¬
schaftsräume ist ökonomischer Matur . Die Entwicklung der modernen
Technik , besonders das letzte Stadium dieser Entwicklung , die
Automation , bedingt ganz einfach den Übergang zu immer größeren
Serien . Die hierfür notwendigen Investitionen verlangen immer
größere Geldmittel und die Basis für den . Umsatz muß ständig ver¬
größert werden . Die moderne Wirtschaft drängt daher aus innerer
Gesetzmäßigkeit heraus zum größeren Markt , zum wirtschaftlichen
u-roßraum . Daß dieser nicht einfach durch die Beseitigung der
Zollmauern erreicht wird , weil die Vereinheitlichung der
Konkurrenzbeüingungen unbedingt folgen muß , habe ich an anderer
stelle schon ausgeführt , Österreich muß also seinen Weg zur ' Teil-
namie an einem solchen größeren Wirtschaftsraum suchen . Daß dies
~ei westeuropäische Wirtschaftsraum ist , ergibt sich aus der Ge¬
sellschafts - und Wirtschaftsordnung dieses Staates , die diejenige

freien bestens ist . Österreich zä .hlt zu den ländern , deren
■irtschaftspolitik auf der sozialen Marktwirtschaft beruht ; es

xonvertible Währung und ist im höchsten Maße ezportorien-
tisrt . Es muß daher an jenem Wirtschaftsraum teilnehnen , der in
mro Pd auf denselben Grundsätzen aufgebaut ist . Der Ratschlag,

eich möchte zum Beispiel die durch die EWG— Diskriminierung
chen ^ en Gefahren durch Erhöhung seiner Exporte in die Ost-

2>

^ Uogleiehen , ist sicher freundschaftlich gemeint , aber nicht

2u ^

’
*reri d . Damit bin ich bei einem Problem , das gegenwärtign monuialen Wirtschaftsproblemen zu zählen ist , dem Wirt-Scbaftsverlrp >»-r> . ,“ zwischen den hochentwickelten Industriestaaten und
b - . wten , die entweder die Wirtschaftsstufe der west-

• A
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europäischen und amerikanischen Industriestaaten noch lange
nicht erreicht haben oder aber , wenn sie einen ähnlichen Standard
bereits erreicht haben , über keine konvertible Währung verfügen
und ihren Handel daher auf bilateraler Warenkompensationsbasis
abwickeln müssen . Dies ist in Wirklichkeit auch das Problem,
E it dem sich die Welthandelskonferenz beschäftigen mußte und wo¬
für sie begreiflicherweise keine endgültige Lösung finden
konnte . Dies ist aber nicht zuletzt auch ein Problem , das in der
Kennedy- Runde im GATT im Hintergrund aller Bemühungen der
Industriestaaten steht . Vor allem kleine Industriestaaten sind
von diesem Problem betroffen . Denken Sie etwa daran , daß Öster¬
reich in allen Staaten mit nichtkonvertibler Währung nur so viel
exportieren kann , als es von dort importiert ; ein Problem , das in
Österreich noch dadurch erschwert wird , daß hier für einen großen
Transithandel die Voraussetzungen fehlen . Der Vorschlag , der mir
oei Diskussion , dieses Themas von Vertretern der Oststaaten immer
wieder gemacht wird , daß man dieses Problem doch lösen könne , in¬
dem man einfach die Währung manipuliere , geht natürlich völlig
ins Leere . Die freie Konvertierbarkeit der Währungen ist ein un¬
verrückbares Prinzip unserer Marktwirtschaft . Daher sind Aus¬
weitungen des österreichischen Osthandels nur in bescheidenen
Grenzen zu erwarten , denn die Konsumkraft , aber auch die eigene
Produktionsfähigkeit Österreichs setzen hier Grenzen , die nun
einmal nicht überschritten werden können.

Es wird manchmal auch die Präge gestellt , warum Österreich
eich nicht mit einer Teilnahme an der kleinen Freihandelszone
öegnüge . Auch darauf soll eine eindeutige Antwort gegeben werden,er österreichische Export in die EFTA- Staaten beträgt - es wurdesc on erwähnt - rund 15 Prozent . Ihm stehen die 50 Prozent des

rechte
6

]

10 ^ 1 SCilen EWG“ Exportes gegenüber . Es ist klar , daß die Auf-

wendi
er a

^
tUng des für die österreichische Wirtschaft lebensnot-

linie^
Gn Exp° rte

f österreichischer Waren eine Regelung in erster

reich
;je ” 6r Ländergrup Pe klangt , in der die Hälfte des öster-

larüber ,

en 'uX 'dor ^ es tk ren Absatz findet . Ferner muß man sich

die ept/"
1 Elüjren se lri , daß - auch das habe ich bereits erwähnt -

su^ ^ , .

° CE Vor a H em im Hinblick auf eine gesamteuropäische Lö- ,
wesen ist

Wurae und daher von Haus aus kein Selbstzweck ge-
gehen ^

rd ^ ens aoer kann man auch an der Tatsache nicht vorbei-

großenwi +
dle kleine Freiil andelszon .e kein Ersatz für einen echten,

^re ihancHi
^ attsraum bietet , weil - dies ist ja das Wesen einer

S ehen 'ipn
~~ u l ) er ade -Abschaffung der Zölle hinaus keine weit-60 Maßnahmen vorgesehen sind.

• A
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**fi r haben aber gehört , daß die Abschaffung der Zölle allein für

pe Entwicklung eines größeren Wirtschaftsraumes ungenügend ist.

3s ist natürlich verständlich , daß es uns recht angenehm

wäre , wenn wir sowohl am Gemeinsamen Markt wie an der EFTA zu

gleicher Zeit teilnehmen könnten . Wir würden in diesem Palle

die Vorteile beider Konstruktionen für die österreichische Wirt¬

schaft lukrieren können.

Es hat aber keinen Sinn , diesem Wunschtraum nachzujagen,

da man uns in Brüssel bereits eindeutig erklärt hat , daß dieser

Wünschtraum nicht erfüllt werden könne . Ich glaube auch , daß dieser

eindeutige Standpunkt Brüssels nicht aus irgendeiner Unfreundlich-

keit gegenüber Österreich entstanden ist , sondern es liegt im

?esen eines Präferenzsystems - allein der Name sagt es schon -

daß es Ausschließlichkeitscharakter hat , wenn es überhaupt Be¬
stand haben soll , dir werden also gut beraten sein , wenn wir die

Verhandlungsposition Österreichs in Brüssel nicht selbst dadurch
erschweren , daß wir Pakten , die uns eindeutig dargestellt wurden,
zu verwischen trachten.

Wenn ich eingangs sagte , daß ich den Titel meines Referates
selbst kritisieren muß und von dem Zeitmerkmal der Ungeduld sprach,
lern wir heute alle unterliegen , so möchte ich zum Abschluß dennoch
einen zeitbedingten Wunsch aussprechen . Er geht dahin , daß nicht
nur möglichst bald eine Lösung der wirtschaftlichen Probleme zwi¬
schen Österreich und der EWG gefunden werden möge , sondern , daß
darüber hinaus die freien europäischen Staaten zu einer immer enge¬
ren wirtschaftlichen Kooperation gelangen mögen . Die wirtschaft-
uchs Wohlfahrt ist eine der Voraussetzungen für die Bewahrung der
Freiheit . Wir , die wir eine entsetzliche Periode der Unfreiheit
schon einmal durchleben mußten und überlebt haben , wissen dieses
Akhste Gut der Menschen , Freiheit und Unabhängigkeit , wohl zu
schätzen , aber auch hier gilt das Goethewort " Was Du ererbt von
- Amon Vätern hast , erwirb es , um es zu besitzen " . Im Besitz der
Freiheit werden wir nun bleiben , wenn wir sie uns täglich erwerben.
Ar di e Wirtschaftspolitik aber heißt das , daß wir täglich nach

zeitgemäßen Lösungen suchen müssen , die uns nach menschlicher
°raussicht die Wohlfahrt auch für die Zukunft garantieren . Der
A A .zu aber ist in der zweiten Hälfte des 20 « Jahrhunderts die

A .haftliche Integration Europas.
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Am Breitag Wiener Landtag und Gemeinderat

17 . Juni ( RK ) Übermorgen Breitag , den 19 . Juni , beginnt um

9 Uhr eine Sitzung des Wiener Landtages , in der Stadtrat Sigmund

die Wiener Gemeindewahlordnung referieren wird.

Im Anschluß daran tritt der Wiener Gemeinderat zu einer

Sitzung zusammen . Auf der Tagesordnung stehen 61 Geschäftsstücke.

WIG 64s Preisverteilung für Schülerwettbewerb

170 Preise für die besten Zeic hnu ngen und Aufsätze

17 . Juni ( RK ) Morgen , Donnerstag , den 18 . Juni , findet um

li Uhr vormittags am Kinderspielplatz " Sparefroh 1' beim Eingang D

( Arbeiterstrandbadstraßa ) die Preisverteilung für den Schülerwett¬

bewerb der WIG 1964 statt . Der Präsident des Wiener Stadtschulrates,

Nationalrat Dr . Ueugeb a uer , wird die Überreichung der 170 Preise

vornehmen , die für die besten Zeichnungen und Aufsätze der Wiener

Schüler vorgesehen sind.
Der Wettbewerb wurde für die Schüler aller Wiener Schulen

durchgeführt und war nach den beiden Sparten “ Aufsatz “ und
'Zeichnen " gegliedert . Unter anderem wurden folgende Themen be¬
handelt ; Auf Satzwettbewerb ; " Blumen bereiten Breude "

,
" Ein Blick

in die öffentlichen Parkanlagen "
,

" Blumen - und Pflanzenzucht als

Hreizeitbeschäftigung " , " Pflanze und Mensch " , Zeichenwettbewerb ;
"Haus oder Häusergruppe um Blumenschmuck ” , " Blumen im Benster und
? uf dem Balkon " , " Die Blume im Handwerk "

,
" Garten und Erholung " .

Aus den zahlreichen Einsendungen wurden die Preiträger nach den

verschiedenen Altersgruppen ermittelt . Die Preise wurden von der
•lener Stadthalle - Stadion Betriebs - und Produktions - Ges . mbH , der

Zentralsparkasse der Gemeinde Wien , der österreichischen Gartenbau¬

gesellschaft und dem Stadtgartenamt gestiftet.
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August Roth zun Gedenken

17 . Juni ( RK ) Auf den 19 . Juni fällt der 100 . Geburtstag
des Malers und Radierers Professor August Roth .

Er wurde in Schönfeld , Bohnen , geboren und studierte an der
Wiener Akademie . Seit 1891 stellte er in Künstlerhaus aus,
wandte sich aber dann dem neugegründeten Hagenbund zu . 1925 wurde
er Mitglied der Secession . Nach ihrer Auflösung schloß er sich
dem Künstlerhaus an . im 8 . Februar 1952 ist er gestorben . August
Roth schuf zahlreiche Genre - und Landschaftsbilder , die in In-
und Ausland angekauft wurden . Um die Jahrhundertwende begann er sich
auch als Graphiker zu betätigen und verfertigte Radierungen und
Lithographien . Als Erfinder des sogenannten " Rothschen Verfahrens ” ,
mit dem er " Handdrücke " herstellte , sowie mit seinem " Collodium-
verf ähren " hat er sich einen Hamen gemacht . In letzter Zeit be¬
schäftigte ihn vor allem die Vervollkommnung seiner " Glas - Hand¬
drucke " .

Flugmodell - und Fotowettbewerb des Landesjugendreferates

17 . Juni ( RK ) Am Mittwoch , dem 24 . Juni , findet am Flugplatz
Lang - Enzersdorf von 14 bis 18 Uhr ein Wettbewerb der Flugmodell-
Lau- und Fotokurse des Landesjugendreferates ( Kulturamt der
Stadt Wien ) statt . Bei Schlechtwetter wird diese Veranstaltung
auf Montag , den 29 . Juni / verschoben.

aH diesem Wettbewerb nehmen rund 300 Hauptschüler Wiens aus
31 Kursen des Landesjugendreferates teil . Sie werden am Flug¬
platz ihre Segelflugmodelle wettbewerbsmäßig steigen lassen . Die
Teilnehmer an den Fotokursen werden sich dabei als " Bildreporter"

e tätigen . Für die besten Flugleistungen und die interessantesten
otos sind Buchpreise vorgesehen.
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Europa - Gespräch 1964;

" Die Schweiz - europäisch und weltoffen”

Das Referat von Walther Bringolf

17 « Juni ( RK ) Bein .Europa Gespräch 1964 hielt heute nach¬
mittag der Stadtpräsident von Schaffhausen ( Schweiz ) , National¬
rat Dr . Walther Bringolf , ein Referat zum Thema " Die Schweiz -
europäisch und weltoffen ” . Der Referent führte unter anderem aus:

Der schweizerische Bundesstaat ist im Jahr 1848 entstanden,
^us dem Staatenbunci der Kantone , aus der Abhängigkeit einzelner
Kantone von andern , aus den schweren Krisen und Erschütterungen
im Anschluß an die große französische Revolution und die napo-
leonische Aera , die französische Juli - Revolution 1830 und die
letzte schwere Krise der alten Eidgenossenschaft , die ihren Höhe¬
punkt im Sonderbund -aKrieg - vor etwa 120 Jahren erreichte , ist die
moderne Schweiz entstanden . Schwere innere Kämpfe sind der Schweiz
im 19 . Jahrhundert vor allen Dingen bis um die Mitte des ver¬
gangenen Jahrhunderts nicht erspart geblieben . Langsam und schwer¬
fällig vollzog sich der Klärungsprozeß . Die Befreiung des einzelnen
Burgers von konfessionellen Vorurteilen , die Überwindung alther¬
gebrachter Anschauungen im Blick auf die sich ändernden Zeiten,der teils instinktiv , teils bewußt vorhandene und beeinflußte

. ^

^ er i La-ltungswille der Kantone , die die Eidgenossenschaft

tät
d

d
S

0r
erij geh ° ren ZU dea Merk malen dieser Entwicklung . Die Souverän ! -

er 25 Ganz - und Halbkantone , welche die Bundesverfassung 1848' er ^e und Bauie der . weiteren Jahre konsolidierte , int eben-

hefti
Öln Ergebriis lan g wier igen , ernster und nicht selten auch

g
6 r -̂ USe inanderSetzungen gewesen . Ober alle Gegensätze und

O on hinweg fand sich die große Mehrheit der Kantonsein-
wohner

.
zusc -tinmen die im Staatenbund durch eine Tagsatzung ihre

•n r i sc Be Vertretung hatte , im Bundesstaat und damit in der
ig qVv ~ .p j . ^ .x ? ein gemeinsames Vaterland zu schaffen , zu erhalten

1 zu entwickeln.
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Die zweite Hälfte des 19 . Jahrhunderts brachte der Schweiz

einen wirtschaftlichen Aufschwung , dessen Auswirkungen sich erst

voll und ganz im 20 . Jahrhundert Geltung verschaffen konnten.

Ein Land mit 41 . 000 Quadratkilometer Oberfläche , davon zwei Drittel

Gebirge und Seen . , ohne industrielle Rohstoffe , ausgenommen die

weiße Kohle , also die Möglichkeit der Nutzung der Wasserkräfte,

wagte aus der Initiative von Bürgern , Persönlichkeiten aus den

Städten und aus den Kantonen den Schritt vom Agrarstaat zum

Industriestaat . Hand in Hand damit ging die Entdeckung der Schweiz

als Erholungsland , als Land des Tourismus , als Land mit unver¬

gleichlichen landschaftlichen Schönheiten . Aber schon um die Jahr¬
hundertwende war aus dem n Volk der Hirten ” ein Volk der Industrie¬
arbeiter und Angestellten , ein Volk , das im Verkehr und im Handel
seine Aktivität entwickelte , geworden . Die Einfuhr von Rohstoffen,
ihre Verarbeitung und ihr Export bildeten und bilden heute noch
eine der entscheidenden Grundlagen der schweizerischen wirt¬
schaftlichen Existenz . Das Verhältnis zwischen den in Industrie,
Handel und Verkehr und im Gewerbe Beschäftigten zu denjenigen,
die in der Landwirtschaft tätig sind , verschob und verschiebt
sich immer mehr zu Ungunsten der Landwirtschaft.

Ein kleines Land , umgeben von den Großen , das geleitet ist
vom Bestreben und vom Willen , sich selbständig und unabhängig zu
behaupten , kann nicht frei von egoistischen Neigungen , Strömungen
und Auffassungen sein . Noch bis zum ersten Weltkrieg und während
eines Teiles der Dauer dieses Krieges , etwa bis 1917 , waren in
unserem Lande die Sympathien zwischen deutschsprechenden und
französischsprechenden Eidgenossen , durch einen tiefen Graben ge¬
trennt . Die romanische Schweiz hatte sich von der ersten Stunde
aos Kriegsausbruches an in ihren Sympathien an die Seite Erank-
reicns gestellt , während in der deutsch sprechenden Schweiz die
Ahrreit ihre Sympathien Deutschland und Österreich von anno-
- -zumal zuwandte . Das führte zu schwierigen inneren Auseinander¬
setzungen . Die Nachkriegszeit brachte einen ersten Wandel in

-khtwioklung . Am Ende des ersten Weltkrieges ereignete sich
größte und in ihrer Art einmalige soziale Erschütterung

^jseres
Landes . Es war der Generalstreik in den Novembertagen

* 5 ^er 2u sammenfiel mit dem Zusammenbruch an den Krönten des
tkrieges in Europa , nachdem die russische Revolution kurz
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vorher durch die Bolschewiki in ihr letztes Stadium übergeleitet
worden war . Der Generalstreik des Jahres 1918 war keine revolutionäre
Aktion . Sein Ziel war keineswegs der soziale Umsturz . Der General¬
streik war vielmehr eine Protestbewegung , aus echter sozialer Not ,
heraus entstanden und darum ein einmaliges Ereignis in unserem
Lande . Ein Ereignis , das die Tore für die moderne Sozialpolitik
weit aufstieß und der wir , alle Schweizer , weitgehend , wenn auch
nicht ausschließlich , die heutige soziale Schweiz und die Erüchte des
Arbeitsfriedens , wenn sie auch erst später , vor dem zweiten Welt¬
krieg reiften , verdanken.

Pie schweizerische Neutralitätspolitik ist ebenfalls das Er¬
gebnis geschichtlicher Erfahrung und in ihrer Art deshalb nicht ein¬
fach mit der Neutralitätspolitik Schwedens oder Österreichs zu
vergleichen . Pie ständige Neutralität , wie wir sie in der Schweiz ver¬
stehen und handhaben , unterscheidet sich von der gewöhnlichen
Neutralität . Nach allgemeinem Völkerrecht besteht keine Verpflichtung
in einem Kriege zwischen Prittstaaten neutral zu bleiben . Pagegen
acnn eine solche Pflicht durch einen besonderen Vertrag begründet
werden . Pie ständige Neutralität ist eine selbst auferlegte Ver¬
pflichtung des betreffenden Landes bezw . seines Volkes und seiner
Negierung und gleichzeitig ein Rechtsinstitut des Völkerrechts . ,
ler dauernd neutrale Staat , wie die Schweiz , hat alles zu tun,

.hebt , ooforn hn Krieg ausbricht , in diesen hineingezogen zu
erden und alles zu unterlassen , was ihn unter Umständen in einen

solchen Konflikt hineinziehen könnte . Er hat also eine Neutralitäts -r
Politik gegenüber allen Staaten zu betreiben und zu führen.

bleibt mir in diesem Zusammenhang noch der Hinweis darauf,
,
3ß der ^^ ilki .is ^Uische Staat eine andere Haltung als der raihale Staat einnämen kann^ allgareineiauch eirniimat. il errartralidjisohe Staat k snn sieb an eine be-

© Staatengruppe anl ^ nnen , ohne engere Bindungen einzu—
1jT k- arm sich im Kriegsfälle mit seinen Sympathien , ja sogar
Pi ’aktisehen Hilfe , soweit sie nicht bewaffnete Hilfe ist,

^ g
^rae gspartei zuwenden . Er behält sich unter Umständen vor,

zwischen Prittstaaten vorerst seine neutralistische

^
UnZ b&izabeisaaten und während des Verlaufes des Konfliktes

zu ergreifen . Per neutralistische Staat ist nicht durch die
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Staatsmaxime der immerwährenden Neutralität und Neutralitäts¬

politik gegen alle gebunden.

Diese Grundhaltung der Schweizer steht keineswegs im Wider¬

spruch zu unseren Bemühungen , uns am Hingen um die europäische

Einigung zu beteiligen . Vorerst richtete sich das Interesse

der Schweiz in erster Linie auf die wirtschaftliche und wirt¬

schaftspolitische Seite des Problems . Im Dezember 1945 tr §,t

der Internationale Währungsfonds in Kraft und die Internationale

Bank nahm ihre Tätigkeit auf . Das war wenige Wochen nach dem

Inkrafttreten der Statuten der Vereinten Nationen . Die Schweiz

ist nicht Mitglied der Vereinten Nationen . Sie gehört jedoch
über einem Dutzend Unterorganistionen der Vereinten Nationen

an . So trat die Schweiz 1947 der OEEC bei , der Europäischen

Zahlungsunion , dem GATT , der UNESC0 5 dem Internationalen Arbeits¬

amt usw . Im Jahre 1950 nahm die Schweiz diplomatische Tuchfühlung
mit der durch die französische Regierung und ihre Erklärung von
Robert Schumann erfolgten Gründung der Europäischen Kohle - und

Stahlgemeinschaft , also der Montanunion . Die Europäische Zahlungs¬
union bildete für die Schweiz als exportorientiertes Land eine

entscheidende Quelle des wirtschaftlichen Aufschwunges der Nach¬

kriegszeit .
Die Schweiz schloß sich im Juni 1961 an der Ministerkonferenz

in London der Londoner Deklaration der EETA an . Es handelte sich
um die Präge der Assoziierung mit der EWG . Nach dieser Deklaration
konnte und können Mitglieder der EPTA einzeln mit der EWG über die

Assoziierung verhandeln , also die EPTA soll solange aufrecht
erhalten bleiben bis befriedigende Lösungen zur Wahrung der
legitimen Interessen aller Mitgliedstaaten der EPTA in Ver¬
handlungen ausgearbeitet worden sind , die es allen ermöglichen,
sich vom gleichen Zeitpunkt an am integrierten Europamarkt zu
beteiligen.

/
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Am24 . September 1962 erfolgte ein für die Geschichte unseres
Landes entscheidender Schritt . Entsprechend einer Vereinbarung
und Verständigung zwischen der Schweiz und Schweden und zwischen
der Schweiz und Österreich , den neutralen Mitgliedern der EFTA,
wurdein Brüssel vor dem Ministerrat der Europäischen Wirtschaftts-
gemeinschaft auch die schweizerische Erklärung durch den Außen¬
minister unseres Landes , Bundesrat Wahlen , verlesen.

Heute noch gilt in materieller Beziehung , was in der
Brüsseler Erklärung gesagt wurde;

" Die schweizerische Außenhandelsquote ist auf den Kopf der

Bevölkerung berechnet,eine der höchsten der Welt , bei weitem
höher als der Durchschnitt der EVG- Länder . Die schweizerischen

Außenhandelsbeziehungen erstrecken sich auf die gesamte Welt*

Jedoch überwiegt der Anteil Europas , was angesichts der besonders
intensiven gegenseitigen Durchdringung der schweizerischen Wirt¬
schaft mit derjenigen ihrer Nachbarn nicht weiter erstaunlich
ist . Dementsprechend erreicht in der Einfuhr der Anteil Europas
rund 80 Prozent , in der Ausfuhr mehr als 60 Prozent . Für die
sechs Länder der EWG betrugen die Zahlen letztes Jahr 62 Prozent,
in der Einfuhr und 42 Prozent in der Ausfuhr . Der Überschuß
zugunsten der Gemeinschaft ( EWG '' ging über dreieinhalb Milliarden
Franken hinaus . Aus einzelnen Ländern der Gemeinschaft , die die
EWGdarstellt , tätigen wir größere Einfuhren als EWG- Mitglied-
staaten mit einem Mehrfachen unserer Bevölkerung.

Die Erklärung in Brüssel enthielt auch den Standpunkt unserer
Neutralitätspolitik , auf den ich in diesem Zusammenhang - nicht
■-•ehr näher ein 'gehe * , Es genügt , wenn ich aus der Erklärung folgende
Satze zitiere;

" Die Sicherungen , auf die wir mit Rücksicht auf unsere
Neutralität nicht verzichten können , tun der Substanz der
Assoziation keinen Eintrag . Die Schweiz ist ihrem geistigen und
Politischen Ursprung nach ein im europäischen Ideal verwurzeltes
Lan^ und d- ie Ziele , die sie verfolgt , sind auf die Stärkung und
- ntfaltung Europas ausgerichtet . Die Staatsmaxime der Neutralität
~ uRn weder im Palle der Schweiz noch Schwedens und Österreichs
.

euro Päischen Einigungshestrebungen behindern . Eine Mitwirkungr Schweiz am großen Werk der Gemeinschaft , das in einem Wirt-
3chp "f 4-srauia aufgebaut wird , mit dom uns die intensivsten Beziehungen

. /«
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verbinden , entspricht der Natur der tatsächlichen Gegeben¬

heiten.
Wenige Monate nach der Brüsseler Erklärung , im Jänner 1965?

richtete der Bundesrat an die Bundesversammlung eine Botschaft

überden Beitritt der Schweizern Statut des Europarates . Schon

vorher entsandte die Schweiz zu den Sitzungen des Europarates

Beobachter . Es war nicht ganz einfach und selbstverständlich,
die Schv/eizer Beobachterdelegation durch den Beitritt zum Statut

des Europarates vom 5 . Mai 1949 in eine Vollmitgliedschaft umzu-
wandeln . Die Anhänger der europäischen Einigungsbestrebungen
und eines ~ 'föderalistisch organisierten Europa betrachten den Be¬
schluß der schweizerischen Bundesversammlung vom Frühjahr 1965
als großen Erfolg . Er bestätigt die Manifestation und die Bereit¬
schaft zur europäischen Zusammenarbeit . Zwar fiel der Bericht
des Bundesrates vom Jänner 1965 und die Entscheidung der Bundes¬

versammlung vom März 1965 mit dem Veto General de Gaullas gegen
die Aufnahme Großbritanniens als Vollmitglied in die EWG zusammen
und hatte auch den völligen Stillstand der Assoziierungsverhandlun¬
gen zur Folge . Notgedrungen besteht die EFTA weiter . Sie kann als
ein Korridor zur europäischen Einigung , also zur Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft bezeichnet werden . Im Grunde hat kein
Kitglied der schweizerischen Bundesversammlung den Beitritt zur

anders verstanden . Man weiß , daß Frankreich England in der
S7G fürchtet , man las in einer führenden französischen Zeitung
1L;Jänner 1965 , daß England eine Art ; ? trc janisches Pferd ” wäre , von
iujtrika benützt , um seinen , den amerikanischen Plan , der Beherr¬
schung der europäischen Wirtschaft durch eine atlantische Markt¬
organisation vorzubereiten.

Europa befindet sich seit dem Rückzug Frankreichsauf seine
n 5 cne nationale Großmachtpolitik unter der Führung des ohne
Zweifel verdienten und , das sei nicht verschwiegen , von seinen
Politischen Gegnern im Jahre 1959 an die Macht berufenen Staats-
^ ln einer ernsten Krise . Die europäischen Einigungsbemühungen

überschattet von den wirtschaftlichen , noch viel mehr aber
VOn 3

politischen Schwierigkeiten , Unterschieden in der Ein-
a 2Un^ ^ er Lage und Hindernissen , die künstlich ) neben den in

•i e

^r ^ cker 7eise vorhandenen , auf getürmt werden . Staatspräsident
S-Ulle verhindert die Einigung der EFTA- Länder mit der

• A
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Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft . Be Gaulle proklamiert

ein merkwürdiges , unklares Europa , das nur dort profilierter

erscheint , wo es sich um die französische Geltung und dominierende

Rolle Frankreichs handelt . De Gaulle schwächt die DATO , indem

er Frankreich stufenweise zur See , in der Luft und auf dem Lande

von ihr löst , ohne allerdings die letzten Verbindungsfäden , mehr

sind es nicht mehr , zu zerreissen . De Gaulle benützt seine an¬

geblichen oder wirklichen politischen Gegner , wie den ehemaligen
Ministerpräsidenten Edgar Paure als Boten für die Vorbereitung
der diplomatischen Beziehungen mit Peking , für eine Mission mit
Moskau und für Reisen in andere überseeische Länder . De Gaulle
schickt den Kriegsminister Messmer nach Indo China und erklärt nach
Aufnahme der diplomatischen Beziehungen mit Peking , daß in Asien
kein politisches Problem ohne das kommunistische China gelöst
werden könne . De Gaulle ordnet seinen Außenminister Couve de
Murville zum spanischen Diktatur Franco ab , schockiert leicht
cle EWG und ihre Brüsseler Mannschaft , kümmert sich aber nicht
weiter darum . Am Freundschaftsvertrag zwischen Deutschland und
Frankreich wird nicht gerüttelt , obwohl diese Freundschaft keines¬
wegs stark und tief genug wäre , um allfällige Krisen zu bestehen.
De Gaulle spricht sich , wenn auch vage , für die Wiedervereinigung
Deutschlands aus , anerkennt jedoch zweimal die Oder — heisse — Grenze.
In Frankreich selbst ist eine neuartige , etwas merkwürdig an-
mutende Lage entstanden . Die Gewerkschaften können streiken , die
Fresse hat ihre Freiheit , Versammlungen sind gestattet , Theater,
Kabarett ,Literatur erfahren ' keinerlei Beeinträchtigung . Das
politische Leben und da « " Spiel " der Parteien geht weiter und
d0ch sor gt G ini einseitiges , kommandiertes Wahlgesetz dafür , daß
eine einzige Partei regiert , die Staatskrippe besiedelt und be-

clas Land nach innen und nach außen vertritt , obwohl im
Santen gesehen eine Mehrheit der Stimmberechtigten anderer Auf—
ssung ist undobwohl die anderen Parteien , keine ist verboten,

er Nationalversammlung ohne jede Wirkung und ohne jeden Er-

-
^ re äen dürfen oder auch zu schweigen haben . Die autoritäre'

diallemokratie enthalt eine Reihe von nicht zu unter—

,

Lnucn gefährlichen Elementen für die Demokratien Europas.

Volk ^
^ lnen (den ^ r g er der Teilnahme am Schicksal des eigenen

und des eigenen Landes . Sie gewähren ihm , dem Bürger aller
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Schattierungen und aller sozialen Schichten kleineren , kleinen

oder großen Wohlstand . Sie erfüllen seine materiellen Bedürfnisse,

soweit das im Zeitalter der Geldentwertung , der Inflation , der

Preistreibereien überhaupt möglich ist , aber die Bürokratie und

die Technokratie wird immer autonomer . Immer mehr zum Selbst¬

zweck . Im freien , im westlichen Europa , bereitet sich ein Prozeß

vor , der unter Umständen und eines Tages , das kann im Jahre 2000

sein , näher beim von uns allen aus Überzeugung bekämpften und ab¬

gelehnten kommunistischen Totalitarismus steht als wir es ahnen,

zugeben oder eingestehen wollen . Für mich ist Staatspräsident

de Gaulle ein Symbol dieser Entwicklung , der Machiavell des

20 . Jahrhunderts.
Eine europäische Einigung setzt ein Minimum an gegenseitigem

Vertrauen unter den Rationen , ein Minimum an Bereitschaft , sich

wirtschaftlich , sich sozial , sich politisch zu verständigen,
voraus . Nie wäre eine europäische Einigung unter der Hegemonie irgend
eines Landes oder Kontinentes denkbar . Eine europäische Einigung
kann aber , muß sogar , wenn sie wirksam und zukunftsträchtig sein
und werden will , daran denken , daß früher oder später auch Ost¬

europa zu diesem Kontinent gehört und daß aus der Kraft der
freiheitlichen Ideen , der kulturellen Überlieferung und Tradition
und dem Bekenntnis zum Menschen und zur Menschlichkeit , die in
der westlichen Welt wurzeln , auch die Länder Osteuropas als Partner
zur Stärkung dieser europäischen Einigung und zur Sicherung des
Friedens auf unserem Kontinent gewonnen werden müssen . Die europäische
Einigung darf die heute unterdrückten Volksteile der osteuropäischen
Staaten nicht vergessen.

Die europäische Integration , die Einigung Europas , ist eine
Aufgabe aus der Geisteshaltung unserer Zeit - und eine Aufgabe der
praktischen Politik , Sie ist auch eine Verpflichtung aller , die
unserem Kontinent Wirtschaftskrisen , soziale Unsicherheit und
Konflikte und einen dritten Weltkrieg ersparen möchten . Die Schweiz
ifann wie jedes andere Land ohne die europäische Einigung und ohne

Integration bestehen.
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Bin Verzicht auf weitere Bemühungen wäre denkbar und noch keine
Katastrophe . Ein solcher Verzicht würde aber politisch ge¬
sprochen dem Laisser faire - laisser aller des vergangenen Jahr¬
hunderts gleichzusetzen sein . Kein einziges europäisches Land kann
auf die Dauer einen konstruktiven Beitrag an die Erhaltung des
Friedens und an die Partnerschaft mit außereuropäischen Ländern
leisten , wenn sich dieses Land nicht mit seinen Nachbarn zusammen¬
findet . Wir wollen die Armut überwinden . Wir wollen der mensch¬
lichen Würde , der freien Persönlichkeit und der Rechtsstaatlich¬
keit eine sichere Heimat schaffen . Wir wissen jedoch alle , daß
die Einigung Europas ihre große Chance dann nützt , wenn sie sich
eindeutig auf die föderalistische Struktur als Organisations¬
prinzip stützt . Der Pöcler alismus ist das Organisationsprinzip,
durch das der Einzelne , die menschlichen Gemeinschaften , also
die Völker , im weitgehendsten Maße autonom sind und doch zugleich
gegenseitig politische Verpflichtungen und Verantwortungen
eingegangen sind und übernommen haben . Wirtschaftliche , soziale
Zusammenarbeit ; Ja . Unerläßlich , ist das Bekenntnis zu den Doli—
tischen Auswirkungen dieser Zusammenarbeit . Wer diesem Bekennt¬
nis ausweicht , vernachläßigt einen ent scheidenden Teil der euro¬
päischen Integration . Der Föderalismus garantiert den Bestand
jedes Landes und jedes Volkes , das einem in seinem Geiste organi¬
sierten Europa angeschlossen ist . Jedes Land und jedes Volk
behält so seine Eigenart , seine geschichtliche Herkunft und
Tradition und seinen NationalCharakter . Im richtig verstandenen
und angewandten Föderalismus sind die Instrumente vorhanden , die
die Vorherrschaft eines einzelnen Landes verhindern und die
echnokratie und die Bürokratie nicht zum Selbstzweck werden
aS ° en * ^ er Föderalismus schaltet die Gefahren eines gleich-

uacherischen Zentralismus aus.
lus Leitbild der Schweizer Geschichte darf vielleicht doch

diesem Zusammenhang in Erinnerung gerufen werden . Die
weizerische Eidgenossenschaft beruht auf der Souveränität der

' ^0ri ^ ? also der einzelnen Staatsgebilde , die ihrerseits wieder-
eine weitgehende Autonomie besitzen . Artikel 1 der schweizer-

1SCheri Bundesverfassung heißt;
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' ' Die durch gegenwärtigen Bund vereinigten Völkerschaften

dor zweiundzwanzig souveränen Kantone bilden in ihrer Gesamt¬

heit die schweizerische * Eidgenossenschaft . "

Kein Kanton ist dem andern untergeordnet . Kein Kanton , ob

groß oder klein , hat die Möglichkeit im Bunde ein vorherrschende,

eine hegemoniale Stellung zu erreichen und einen entsprechenden

Einfluß auszuüben . Jeder Kanton , sein Volk und seine Behörden

wissen aber auch , daß die Grundlage der Schweizerischen Eidge¬
nossenschaft und des schweizerischen Föderalismus die Ein¬

schränkung der Souveränität der Kantone durch die Übertragung be¬

stimmter Aufgaben und Kompetenzen an den Bund zur Folge hat.

Als Institution ist für den föderativen Charakter unseres Landes

das Zweikammersystem , die Volkskammer und die Ständekammer

wichtig . Beide Kammern sind gleichberechtigt , obwohl die eine
200 Mitglieder und die andere 44 Mitglieder zählt . Jeder Kanton
hat in der Ständekammer zwei Vertreter . Die Regierung unseres
Landes ist eine Kollegialbehörde . Für alle Regierungsakte ist der
Bundesrat in seiner Gesamtheit verantwortlich . Bas Kollegialsystem
verhindert mit der Referendumsdemokratie das Präsidialsystenund damit die Risiken der Entwicklung zur autoritären Demo¬
kratie . Die föderalistische Struktur der Schweiz , wie ich \
sie soeben knapp umschrieben habe , hat in den dreißiger Jahren,
nach der Machtübernahme durch den deutschen Nationalsozialismus
ganz entscheidend dazu beigetragen , die in unserem Lande sich
manifestierende sogenannte Frontenbewegung , also Anhänger des
deutschen Nationalsozialismus , zur Ohnmacht zu verurteilen und
schließlich zum Scheitern zu bringen.

Die geographische Lage der Eidgenossenschaft inmitten Europas
drängt in unserer Zeit mehr als zu irgend einer anderen Zeit
zur engeren Zusammenarbeit mit einem freiheitlichen Europa.
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Wiener _ Festwochen _4964

Das Programm für Freitag , 19 . Juni

Theater:

Burgtheater : Hauptmann : " Vor Sonnenuntergang"
Akademietheater : Nestroy : " Die schlimmen Buben in der Schule"

Kringsteiner : " Othello , der Mohr in Wien"
Theater an der Wien : Kraus : " Die letzten Tage der Menschheit"
Staatsoper : Puccini : " Turandot"
Volksoper : Rossini :

"
Der Graf Ory"

Theater in der J ^ sefstadt : Kaiser : " Kolportage"
Volkstheater : Ayme : " Die M ^ ndvögel"
Kammerspiele : Feydeau : " System Ribadier"
Raimundtheater : Straus : " Ein Walzertraum"
Kleines Theater der J

Q
sefstadt im K#nzerthaus : Sternheim:

" Tabula Rasa"
Theater der Courage : Sudermann : " Johannisfeuer"
Simplicissimus : Karl Farkas und Hugo Wiener : " Das waren Zeiten
Ateliertheater am Haschmarkt : Vitrac : " Victor oder die Kinder

an der Macht"
Theater die Tribüne : nach Vickers v *n Allan , Arout , Dfugall:

" Gog und Magog"
Musik:

19 . 00 Uhr , Dominikanerkirche
Orgelkonzert Anton Heiller
Werke von Bach , Brahms , Reger , S c hmidt

' 9 . 30 Uhr , Musikverein , Großer Saal
Konzert des Symphnnieorchesters RAI - Turin
Franco Gulli , Violine , Dirigent : Mario R ^ ssi
Werke von Strauss , Bartok , Pizzetti , Respighi

9 - 30 Uhr , Musikverein , Brahmssaal
Klavier abend Friedrich Wührer
Werke von Reger , Bach und Telemann

. /•
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Bezirksveranstaltungen;

? . Bezirk;

19 . 30 Uhr , Donaukanalüberfuhr beim Wettsteinpark : Promenaden¬
konzert .

9 . Bezirk:
19 . 30 Uhr , Strudlhofgasse 10 , Palais Berchtold : Klavierkonzert.

10 . Bezirk:

19 . 00 Uhr , Volkshochschule Favoriten , Arthaberplatz 18 : " Die
Laune des Verliebten " von Johann W . G-oethe.

11 . Bezirk:
19 . 00 Uhr , Amtshaus , Enkplatz 2 : " Die goldene Meisterin " .
12 . Bezirk:
19 . 30 Uhr , Schönbrunner Straße 259 * Konzert.
18 . 45 Uhr , Hetzendorfer Straße 79s Modeschau der Modeschule

der Stadt Wien.
10 . 00 bis 17 . 00 Uhr , Modeschule der Stadt Wien : Ausstellung.
13 . Bezirk:
9 . 00 bis 16 . 00 Uhr , Am Platz 2 : Vorgeschichte Hietzings.
16 . Bezirk:
19 . 30 Uhr , Schuhmeierplatz 17 - 1-8 : " Alt - Wiener Liederabend " .
18 . Bezirk:
8 . 00 Uhr bis 12 . 00 Uhr , Bischof Faber - Platz 1 : Ausstellung.
19 . OO Uhr , Amtshaus , Martinstraße 100 : Interessante literari¬

sche Plauderei mit Musik.
19 . Bezirk:
H . OObis 20 .,00 Uhr , Heiligenstädter Straße 1 55 sAusstellung.
H . 00 bis 21 . 00 Uhr - Kirche auf dem Leopoldsberg : Ausstellung.
20 . Bozirk:
19 . 30 Uhr , Brigittenauer Lände , Beim Wettsteinpark : Promenaden¬

konzert .

Sonstige Veranstaltungen:
19 . 00 Uhr , Künstlerhaus;

"Wien , Wien , nur Du am Zwirn " . Rothsteins Padenbühne.
Internationales Kulturzentrum:
Meisterkurse für Gesang und Klavier.
Volkshalle des Wiener Rathauses:
Europagespräch 1964.
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Ehrenzeichen für Feuerwehr - und Rettungsmänner

17 . Juni ( RK ) Die Wiener Landesregierung hat am 10 . Juni be¬
schlossen , an 27 verdiente Feuerwehr - und Rettungsmänner Ehrenzeichen
zu verleihen . Es handelt sich um ein Ehrenzeichen für 40jährige
und 26 Ehrenzeichen für 25jährige Tätigkeit.

Die Überreichung der Ehrenzeichen wird am Dienstag , dem 23 . Juni,
um 10 . 30 Uhr , im Roten Salon des Wiener Rathauses durch Bürger¬
meister Jocßß und Stadtrat Sigmund vorgenommen werden.

Beehrte Redaktion?
Sie sind eingeladen , zu dieser Feierstunde Berichterstatter

und Fotoreporter zu entsenden . Zugang : 1 , Lichtenfelsgasse 2Präsidial stiege.

IIG 64 1

Von Rossini b 'is Gershwin

17 . Juni ( RK ) Von Rossini bis Gershwin spannt sich das Pro¬
gramm des ersten Symphoniekonzertes am Donnerstag , dem 18 . Juni,
auf der Seebühne im Donaupark . Das Niederösterreichische Tonkünstler¬
orchester unter der Leitung von Professor Heinz Sandauer vri,rd den
« G- Besuchern gern gehörte Musik interpretieren , die von der
Rassischen Oper bis zum modernen Jazz reicht . Beginn 19 . 30 Uhr.
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Suropa - Gespräch 1964 s

• 'HoUand - Benelux - Europa , Erfahrungen von gestern und Aufgaben von morgen"

Bas Referat von Senator Bipl . - Ing . H . V03

17 . Juni ( RK ) Beim Europa - Gespräch 1964 hielt heute nach¬

mittag Senator Dipl. - Ing » H . Vos ein Referat zum Thema " Holland-
Benelux - Europa , Erfahrungen von gestern und Aufgaben von morgen " ,
Der Referent : führte unter anderem aus s

" Für die niederländische Nationalökonomie stellt es die größte
Aufgabe dar , Erwerbsmöglichkeiten für die wachsende und überaus
dichte Bevölkerung des Landes sicherzustellen . Holland hat zwölf
Millionen Einwohner , fast 400 je Quadratkilometer und einen Be¬
völkerungszuwachs von 1 . 3 je 1 . 000 ( in Belgien und Luxemburg
zum Vergleich 0 . 5 je 1,000 ) . Im Verhältnis zu Frankreich hat
Holland viermal so viel Einwohner je Quadratkilometer.

Fünf Millionen Holländer gehen der Arbeit nach und Holland
ist mit 42 Prozent von Industrieerwerbstätigen eine ausgesprochen
industrialisierte Nation , Bie Frauenarbeit ist übrigens etwas ge¬
ringer als anderswo und damit im Zusammenhang die Familiengröße
einigermaßen höher.

Bie industrielle Produktion jener Betriebe , die Agrarprodukte
verarbeiten , ist mit vier Milliarden Gulden sehr beachtlich , aber
" le Metallindustrie nahm 1962 mit einer Produktion von acht
Milliarden holländischen Gulden den ersten Platz ein . Auch
chemische und Elektroindustriesparten liegen um die drei Milliarden
jienze . Bas Nationaleinkommen Hollands betrug 1962 43 Milliarden

g^
en Und ist f 'ür 1 964 auf 65 Milliarden veranschlagt . Für diese

e i be rung ist eine steigende Preisentwicklung von ungefähr

joif
Prozent verantwortlich . Fast 50 Prozent des Nationalein-

^
S WerderL Importe ausgegeben . Bie Bifferenz zwischen

fuhro
XP ° rtGlnlÖS Milliarden Gulden im Jahr 1963 ) und den Ein-

Ver^
U ° ten Wlrd durch Bienst lei st ungen im Finanzressort und im

eXpo .
swesen überbrückt . Wenn man den Gesamtimport und Gesamt-

Inio
ZUSammenzählt » • so ergeben beide fast hundert Prozent des

int
nal

^
in ü ° mmens . Bies ist außerordentlich viel und zeigt die

Nationale Verflechtung Hollands,
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Vor dem Kriege betrugen Einfuhr und Ausfuhr nur 40 Prozent des

Nationaleinkommens . Durch diese Veränderung wird die niederländische

Außenpolitik und Europapolitik sehr stark beeinflußt « Nach den

EWG- Ländern gehen 50 Prozent des holländischen Exports , nach den

EFTÄ- Ländern 25 Prozent . Die nicht - europäische Welt nimmt die

restlichen 25 Prozent der holländischen Ausfuhren auf.
Holland importiert 50 Prozent aus den EWG- Ländern , jedoch nur

16 Prozent aus den BETA- Ländern , 18 Prozent kommen aus Amerika , 14 Pro¬
zent aus Asien , Afrika und Australien , zwei Prozent aus jCetfclock-
Ländern . Nach diesen Zahlenangaben ist es klar , warum sich Holland
ohne Zögern der EWG angeschlossen hat . Darüber gibt es keine inner¬
politische Meinungsverschiedenheit . Nach dem Kriege hat der
Marshallplan Holland in die Lage versetzt , mit dem damals ungleich
reicheren Belgien wirtschaftlieh zu kooperieren . Die Zollunion
beider Staaten war knapp nachl945 ohne wirkliche '

Bedeutung , da die
Niederlande damals alle Zölle auf 0 gesetzt hatten . Die ersten Tarife,
die wiedereingeführt wurden , waren aber bereits Benelux - Tarife.
Allerdings - und dies gilt vor allem für die EWG - ist bei Inkraft¬
treten eines Außenzolles in vollem Umfang jede nationale Eigenpolitik
ausgeschlossen . Dement sprechend sind die Handelsbeziehungen
zwischen Holland und Belgien außerordentlich stark gestiegen und
übertreffenanun bei weitem die Handelsbeziehuhgen dieser Staaten
zu den übrigen EWG- Ländern . Freilich ist es bisher nicht gelungen,
öer Zollu nion eine Währungsunion anzufügen . Die Pflege der Währung
in Holland und Belgien ( Abwertung usw . ) ist denn auch in den letzten
Jahren verschieden gehandhabt worden.

Die Be nelux stellt nicht nur eine Zollunion innerhalb der
kann damit das Vorbild für die in einigen Jahren zu

erwartende Zollunion eben dieser EWG darstellend sie ist auch in
er Sozialpolitik ein richtunggebendes Exempel . 16 . 500 belgische

arbeiter sind in den Niederlanden tätig , 2 . 500 niederländische
r Bonmen täglich nach Belgien . Die Steuern für Bier und

°

^

° sind - in Beiden Ländern angeglichen . Auch die Benzin-
ör nBhert sich einer gemeinsamen Basis , nur die Einkommen-

n rnö genssteuer ist in Belgien noch bedeutend niedriger als in
!l° lland.



17 . Juni 1964 " Rathaus - Korre spondenz” Blatt 1588

Merkwürdigerweise veranlassen die schwankenden und im allge¬
meinen doch sehr unterschiedlichen Butterpreise zu Schmuggel¬

aktionen zwischen beiden Staaten . Die innenpolitische Situation

ist ebenfalls einigermaßen verschieden . Bach Jahren soz . - (Christ¬

licher Koalitionen in Brüssel und in Ben Haag gab es eine christ¬

lich - liberale Regierung in Belgien und eine christlicheoziale

Regierung in Holland . Bieses Erscheinungsbild hat sich in letzter

Zeit zugunsten ähnlicher Kombinationen wieder geändert.
Als die Einigungsbestrebungen , die zur EWG geführt haben,

in Westeuropa einsetzten , kam es zunächst zu der bekannten
Kohle- und Stahl - Gemeinschaft . Heute würde man eine solche Montan¬
union kaum mehr gründen , da sich neuartige Zusammenhänge zwischen
Kohle und Ölwirtschaft und bald wahrscheinlich auch mit der Atom¬
energiewirtschaft ergeben . Ein besonderes Problem innerhalb der
EWG stellt die GATT - Zollvereinbarung dar , die zunächst Frankreich
und Italien hohe Zölle sicherte . Benelux tritt in dieser Hin¬
sicht allerdings für Zollsenkungen ein . Ber seinerzeitige Vor¬
schlag Präsident Kennedys , die Industrie zolle allgemein um
50 Prozent zu senken , ist daher in den Benelux - Ländern außer¬
ordentlich positiv aufgenommen worden . In den nächsten Jahren
dürften die Binnenzölle der EWG und EFTA in angemessener Zeit zur
Bedeutungslosigkeit herabgesunken sein . Mit den erniedrigten
Zöllen wäre es auch viel leichter , die EWG und EFTA zu einer
gemeinsamen Zollunion zu verbinden , ein Ziel , das im Raum der
Benelux eohr favorisiert wird . Allerdings hat Holland klipp und
^ lar festgelegt , daß es einer darauffolgenden politischen Union,
g -mz gleich , ob im EWG- oder EFTA— Raum , mit Vorbehalt gegenüber¬
steht . Jedenfalls kann eine solche Union ohne England nicht ver¬
wirklicht werden . «
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Erfolgreiches Europa - Gespräch im Rathaus

17 . Juni ( RK ) Morgen wird das Europa - Gespräch im 7/iener Rat
haus erst nachmittag wieder aufgenommen werden . Der ehemalige
französische Minister Pineau kommt morgen vormittag im Flughafen
Schwechat an , er wird nachmittag bereits in die Diskussion ein-
greifen und ein Referat über " Die Stellung Frankreichs in der
Gegenwart ” halten . Vor ihm spricht der französische Journalist
Fontaine über " Frankreichs Rolle in Europa ” .

Am Freitag vormittag sind folgende Referate vorgesehene
Tjm 10 T-Tilr spricht Dr . H . Kopf ( Bundesrepublik Deutschland ) über
" Deutschland zwischen Klein - und Großeuropa ” . Um 11 Uhr referiert
Chefredakteur Birnbaum ( Bundesrepublik Deutschland ) über « West¬
europa und die beiden kommunistischen Ostblöcke ” .

Am Nachmittag beginnt die Forumdiskussion , bei der auch
Chefredakteur Prof . Dozent Dr . Marcic ein Referat halten wird.

Am Samstag , dem 20 . Juni , wird das Europa - Gespräch abge¬
schlossen . Am letzten Tag spricht Minister Dr . Kreisky . Die Schlul
Ansprachen halten Vizebürgermeister Mandl und Bürgermeister Jonas,
in Abend wird im Zusammenhang mit dem zu Ende gegangenen Europa-
Gespräch das Österreichische Fernsehen die " Stadtgespräche " in der
Volkshalle des Wiener Rathauses abhalten.
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